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Bekanntmachung 

 

Bebauungsplan Nr. 21a "westl. Hollicher Straße / südl. Teil" 
Aufstellung der Kreisstadt Steinfurt, Stadtteil Borghorst 
1. Aufstellung gemäß § 2 (1) BauGB 
2. Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 
in der Zeit vom 07.02.2025 bis zum 10.03.2025 
 

1. Aufstellung gemäß § 2 (1) BauGB 
 

Der Rat der Kreisstadt Steinfurt hat in seiner Sitzung am 27.08.2020 den nachstehend 
aufgeführten Beschluss gefasst:  
 

„Zur Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung wird gem. § 2 
(1) BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 21a „westl. Hollicher 
Straße / südl. Teil“ beschlossen, der auch Festsetzungen über die äußere Gestaltung der 

baulichen Anlagen gem. § 89 BauO NRW enthält. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21a wird wie folgt umgrenzt: 

 
Norden: 
 

Durch ein ca. 12,50 m langes Teilstück der südlichen Grenze des Flurstückes 720; durch 
die südlichen Grenzen der Flurstücke 410 und 402; 
 

Osten: 
 
durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 138, 135, 134, 130, 129 und 128; 

 
Südwesten: 
 

durch die südwestliche Grenze des Flurstückes 128 und ein ca. 12,00 m langes Teilstück 
der südwestlichen Grenze des Flurstückes 131; 
 

Westen: 
 
durch eine gedachte parallele Linie 50,00 m westlich der östlichen Grenzen der Flurstücke 

130, 134, 135 und 138. 
 
Alle genannten Flurstücke liegen in der Flur 28, Gemarkung Borghorst. 

 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 21a ist im beigefügten 
Flurkartenausschnitt eindeutig dargestellt. 

 
Der Planentwurf ist aufzustellen. Die Beteiligungen der Öffentlichkeit gemäß § 3 (1) 
BauGB sowie der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB sind 

durchzuführen.“ 
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2. Durchführung der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 (1) BauGB 
    in der Zeit vom 07.02.2025 bis zum 10.03.2025 

 
Gemäß § 3 (1) BauGB wird das Verfahren zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit an der 
Bauleitplanung durchgeführt. Die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung werden öffentlich 

dargelegt und die voraussichtlichen Auswirkungen aufgezeigt. Der Entwurf des 
Bebauungsplanes nebst Begründung sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Informationen sind 
 

in der Zeit vom 07.02.2025 bis zum 10.03.2025 
 

im Internet auf der Homepage der Kreisstadt Steinfurt unter der Adresse 
 

www.steinfurt.de/Aktuelle-Bauleitplanverfahren.htm 

 

veröffentlicht. 
 

Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar und liegen ebenfalls öffentlich aus:  

- Artenschutzvorprüfung des Büros arbeitsgruppe raum & umwelt, Münster, vom 02.07.2021 

mit Aussagen zu planungsrelevanten Tier- und Pflanzenarten 

- Karte der schutzwürdigen Böden (Geologischer Dienst NRW). 

Auf folgende Arten verfügbarer Umweltinformationen zum Schutzgut Boden wird hingewiesen: 

- Kataster über altlastenverdächtige Flächen und Altlasten / Verzeichnis über schädliche 
Bodenveränderungen und Verdachtsflächen des Kreises Steinfurt. 

 

Es wird darauf hingewiesen, 

1. dass Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichungsfrist abgegeben werden 
können, 

2. dass Stellungnahmen elektronisch z.B. per E-Mail an stadtplanung@stadt-steinfurt.de 
übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch auf anderem Weg z.B. schriftlich oder 

mündlich zu Protokoll bei der Stadtverwaltung, Fachdienst Stadtplanung und 
Bauordnung, Zimmer 238 bis 240 abgegeben werden können, 

3. dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan gemäß § 4a (5) i.V.m. § 3 (2) BauGB unberücksichtigt bleiben können und 

4. dass zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet die Unterlagen während der 

Dienststunden im Foyer des Rathauses bzw. Zimmer 238 bis 240, II. Obergeschoss, 
Emsdettener Straße 40, 48565 Steinfurt, Stadtteil Borghorst, zur Einsichtnahme für die 
Bürgerinnen und Bürger, aber auch für Kinder und Jugendliche durch eine öffentliche 

Auslegung zur Verfügung gestellt werden. Jedermann hat die Gelegenheit zur Äußerung 
und Erörterung. 
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Übereinstimmungsbestätigung:  

Gemäß § 2 (3) Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) wird hiermit bestätigt, dass der 
Wortlaut des vorstehenden Beschlusses mit dem Beschluss des Rates vom 27.08.2020 

übereinstimmt und dass nach § 2 (1) und (2) BekanntmVO verfahren worden ist. 

Bekanntmachungsanordnung:  

Gemäß § 2 (4) BekanntmVO wird die vorstehende Bekanntmachung hiermit angeordnet. 
Vorstehendes wird hiermit gemäß § 3 (2) BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 

03.11.2017 (BGBl. I S. 3634) und § 15 der Hauptsatzung der Kreisstadt Steinfurt vom 
02.01.2024 (Abl. 01/2024, S. 2 - 12), in den jeweils aktuell gültigen Fassungen, öffentlich 
bekannt gemacht.  

 

Steinfurt, 23.01.2025 
 

Kreisstadt Steinfurt 
Die Bürgermeisterin 
Az.: III/61/sb 

 
gez. Bögel-Hoyer 
Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung 

 

Ankündigung von Baugrunduntersuchungen und Kampfmittelräumarbeiten 
für die Trassenplanung 
Ortsübliche Bekanntmachung im Bereich Steinfurt 
Erdkabelverbindung Korridor B 
 

 

ANKÜNDIGUNG VON BAUGRUND- 
UNTERSUCHUNGEN UND KAMPFMITTEL- 
RÄUMARBEITEN FÜR DIE TRASSENPLANUNG 
 

Ortsübliche Bekanntmachung im Bereich Steinfurt 

Erdkabelverbindung Korridor B 
 

Liebe Bürgerinnen und Bürger, 

 

Amprion hat als zuständiger Übertragungsnetzbetreiber den 

gesetzlichen Auftrag, das Übertragungsnetz im Zuge der 

Energiewende um- und auszubauen. 

 

In den kommenden Jahrzehnten wird die Stromerzeugung durch 

erneuerbare Energien in Norddeutschland deutlich zunehmen. Der 

dort erzeugte Strom muss in großen Mengen dorthin gelangen, wo er 

benötigt wird: in die Verbrauchszentren im Westen Deutschlands. 

Dazu dient die Erdkabelverbindung Korridor B. Sie leistet einen 

zentralen Beitrag, um Deutschlands größten Ballungsraum, das 

Ruhrgebiet, klimafreundlich mit Strom zu versorgen. Korridor B ist 

eine der wichtigsten Nord-Süd-Verbindungen für die Energiewende. 

Sie besteht aus den Leitungsbauvorhaben Nr. 48 (Heide/West – 

Polsum) und Nr. 49 (Wilhelmshaven – Hamm) des 

Bundesbedarfsplangesetzes (BBPlG). Die neue Stromverbindung 

verläuft durch die Bundesländer Schleswig-Holstein, Niedersachsen, 

Bremen und Nordrhein-Westfalen.  

 

Für die Erstellung der Ausführungsplanung sind im geplanten 

Trassenverlauf des Erdkabelprojektes Baugrunduntersuchungen 

durchzuführen, um detaillierte Kenntnisse über die Bodenverhältnisse 

zu erlangen. 

 

Die angekündigten Vorarbeiten dienen zur Erhebung essenzieller 

Daten, die für die weitere Planung des Vorhabens erforderlich sind. In 

diesem Zusammenhang sind die geotechnischen Untersuchungen an 

den ausgewählten Stellen nicht als konkrete Bauvorbereitung/-

ausführung zu verstehen, sondern dienen der Aufklärung der 

generellen natürlichen Gegebenheiten (Topografie, Gewässer, Boden, 

Grundwasser etc.), die für die Vorbereitung und Detaillierung der 

Planung notwendig sind. 

 

Mit dieser ortsüblichen Bekanntmachung werden den von den 

Untersuchungen betroffenen Eigentümern und Nutzungsberechtigten 

die Vorarbeiten nach § 44 Abs. 2 EnWG bekanntgemacht. 

 

Nicht alle bereits angekündigten Vorarbeiten konnten in den 

vorgesehenen Zeiträumen auf den nachfolgend genannten 

Flurstücken durchgeführt werden. Auf den bisher noch nicht 

vollständig untersuchten sowie den im Rahmen der Planung 

hinzugekommenen Flurstücken werden die Vorarbeiten im Zeitraum 

von 

 

MÄRZ 2025 BIS MAI 2025 
 
durchgeführt. 

Zusätzlich zu den bereits angekündigten Vorarbeiten werden Flächen, 

für die ein Kampfmittelverdacht besteht, einer Kampfmittelsondierung 

unterzogen und es werden ggf. angetroffene Kampfmittel geborgen. 

 

 

Eigentümer und Nutzungsberechtigte von Flurstücken, auf denen 

bereits alle Baugrunduntersuchungen stattgefunden haben, können 

diese Bekanntmachung in Bezug auf Baugrunduntersuchungen als 

gegenstandslos betrachten. Eine Inanspruchnahme zur 

Kampfmittelerkundung kann bei entsprechendem Verdacht aber auch 

für diese Flurstücke noch notwendig sein. Die Flurstücke, auf denen 

die im folgenden beschriebenen Arbeiten durchgeführt werden, sind 

der beigefügten Flurstücksliste zu entnehmen. 

 

Durchzuführende Maßnahmen: 

 

Auspflockung: Alle Untersuchungspunkte werden i. d. R. mittels 

farblich gekennzeichneter Holzpflöcke markiert („ausgepflockt“). Diese 

werden im Anschluss an die Untersuchungen wieder vollständig 

entfernt. 

 

Vermessungsarbeiten: Im Bereich der geplanten Trasse sind 

Vermessungsarbeiten erforderlich. Im Zuge der Vorarbeiten ist die 

tatsächlich vorhandene Topographie vor Ort aufzunehmen. Die 

Arbeiten werden i.d.R. fußläufig mit üblichen tragbaren 

Vermessungsgeräten durchgeführt. In Einzelfällen können auch mit 

Vermessungstechnik ausgestattete Drohnen die Topographie aus der 

Luft erfassen. In der Regel sind die Arbeiten – abhängig von den 

Witterungsbedingungen – innerhalb von einem Tag abgeschlossen.  

 

Bodenkartierungen/Pürckhauersondierungen: Die Erkundung der 

oberflächennahen Bodenschichten erfolgt händisch mit einem 

Bohrstock. Dieser wird manuell in Tiefen von etwa bis zu zwei Metern 

in den Untergrund geschlagen. Nach Herausnahme des Bohrstocks 

kann die Ansprache und Beprobung des gewonnenen Materials 

durchgeführt werden. Unmittelbar nach Durchführung der 

Untersuchung steht die Fläche wieder uneingeschränkt zur 

Verfügung. In der Regel sind die Arbeiten – abhängig von den 

Witterungsbedingungen – innerhalb von einem Tag abgeschlossen. 

 

Rammsondierungen/ Kleinrammbohrung: 
Rammsondierungen und Kleinrammbohrungen 
sind einfache Methoden zur Erkundung des 
Untergrundes. Bei der Sondierung wird zur 
Feststellung der Lagerungsdichte des 
Untergrundes eine bis zu zehn Zentimeter breite 
Sonde bis in Tiefen von etwa zehn Metern in den 
Untergrund gebracht. Ggf. ist es erforderlich an 
den Untersuchungspunkten eine ebene Fläche 
(sog. Bohrplateau) unter Zuhilfenahme eines 
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Baggers herzustellen. Bei der Bohrung werden Bodenproben mittels 

einer rund 4 - 8 Zentimeter breiten Sonde in Tiefen von etwa zehn 

Metern entnommen, durch die u.a. der Bodenaufbau bestimmt werden 

kann. Als Geräte kommen Handgeräte oder kleine Raupenfahrzeuge 

zum Einsatz. Diese benötigen eine Aufstellfläche von rund drei mal 

drei Metern. Nach Abschluss wird das Bohrloch wieder verschlossen. 

Unmittelbar nach Durchführung der Arbeiten steht die Fläche wieder 

uneingeschränkt zur Verfügung. In der Regel sind die Arbeiten – 

abhängig von den Witterungsbedingungen – innerhalb von einem Tag 

abgeschlossen. 

 

Rammkernbohrung: Die Rammkernbohrung ist eine Methode zur 

Erkundung des Untergrundes und zur Entnahme von Bodenproben. 

Hierbei wird ein rund 30 Zentimeter breites Kernrohr durch 

Rammschläge in Tiefen von etwa bis zu 35 Metern in den Untergrund 

getrieben. Als Geräte kommen in der Regel Raupenfahrzeuge zum 

Einsatz. Diese benötigen eine Aufstellfläche von rund acht mal vier 

Metern. Ggf. ist es erforderlich an den Untersuchungspunkten eine 

ebene Fläche (sog. Bohrplateau) unter Zuhilfenahme eines Baggers 

herzustellen. Nach Abschluss der Arbeiten wird das Bohrloch 

fachgerecht wieder verfüllt. Unmittelbar nach Durchführung der 

Rammkernbohrung steht die Fläche wieder uneingeschränkt zur 

Verfügung. In der Regel sind die Arbeiten – abhängig von den 

Witterungsbedingungen – innerhalb von wenigen Tagen 

abgeschlossen.  

 

Drucksondierung: Die Drucksondierung ist eine Methode zur 

Erkundung des Untergrundes, insb. der Lagerungsdichte. Hierbei wird 

ein Messgerät mit einem Durchmesser von rund weniger als zehn 

Zentimetern in Tiefen von etwa bis zu 35 Metern in den Untergrund 

gepresst. Zum Einsatz kommen in der Regel Raupenfahrzeuge. Diese 

benötigen eine Aufstellfläche von rund acht mal vier Metern. Ggf. ist 

es erforderlich an den Untersuchungspunkten eine ebene Fläche 

(sog. Bohrplateau) unter Zuhilfenahme eines Baggers herzustellen. 

Unmittelbar nach Durchführung der Drucksondierung steht die Fläche 

wieder uneingeschränkt zur Verfügung. In der Regel sind die Arbeiten 

– abhängig von den Witterungsbedingungen – innerhalb von einem 

Tag abgeschlossen. 

 

Grundwassermessstelle: Zur Erkundung des Grundwassers werden 

Grundwasserproben entnommen. Hierzu wird in der Regel ein rund 

bis zu 35 Zentimeter breites Rohr in Tiefen von etwa bis zu 20 Metern 

in den Untergrund getrieben. Zum Einsatz hierzu kommen in der 

Regel Raupenfahrzeuge. Diese benötigen eine Aufstellfläche von 

rund acht mal vier Metern. Die Grundwassermessstelle verbleibt in 

einigen Fällen für mehrere Jahre im Untergrund. Dabei wird sie so 

platziert, dass sie möglichst kein Bewirtschaftungshindernis darstellt. 

Das Rohr wird durch Metallgestänge (Anfahrschutz) geschützt und 

markiert. Nach Erstellung der Messstelle steht das umliegende 

Gelände wieder uneingeschränkt zur Verfügung. Die Eigentümer und 

Bewirtschafter werden im Falle eines längeren Verbleibs der 

Grundwassermessstelle noch einmal persönlich informiert. In der 

Regel sind die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen – 

innerhalb von wenigen Tagen abgeschlossen. 

 

Geophysikalische Messungen/Erdwiderstandsmessungen: Die 

Geophysikmessungen erfolgen fußläufig durch ein Kleinteam aus 1-3 

Personen, welches auf den Flurstücken eine Messtrecke mit 

oberflächennahen Erdsonden versieht. Die Erdwiderstandsmessung 

erfolgt üblicherweise mit speziellen Messgeräten, die die 

erforderlichen Parameter messen wund daraus den Erdwiderstand 

berechnen können. Die Messarbeiten erfolgen in einem Zeitraum von 

wenigen Stunden. Es handelt sich dabei um nichtinvasive 

Untersuchung des Erdreichs, bei der voraussichtlich keine 

Flurschäden entstehen 

 

 

Kampfmittelerkundung: Auf Flächen, für die ein 

Kampfmittelverdacht besteht, findet eine Kampfmittelerkundung statt. 

Die Kampfmittelerkundung erfolgt über Oberflächen- und 

Tiefensondierungen. Die Kampfmittelerkundung erfolgt in den 

überwiegenden Fällen mittels Handgeräten von der Oberfläche aus. 

Sind auch Tiefensondierungen notwendig, werden diese mittels 

Schneckenbohrung bis ca. sieben Meter unter Geländeoberkante 

vorbereitet und anschließend mittels Messsonde erkundet. Hierfür 

wird ein Kettengestütztes Bohrgerät verwendet. Im Falle von 

auffälligen Messungen im Untergrund werden die erforderlichen 

Bergungsarbeiten im Anschluss durchgeführt. Hierzu kann ggf. der 

Einsatz von Fahrzeugen erforderlich sein. Diese Arbeiten finden 

einige Tage vor den eigentlichen Erkundungsmaßnahmen statt. In der 

Regel sind die Arbeiten – abhängig von den Witterungsbedingungen, 

den Standortgegebenheiten und der Größe der zu überprüfenden 

Fläche – innerhalb von einen bis fünf Tagen abgeschlossen. 

 

Archäologische Untersuchungen (nur in Einzelfällen) 

 

Oberflächensondierung: Mittels handgeführter Sonden werden die 

relevanten Flächen auf archäologisch bedeutsame Fundstücke 

überprüft. Die Untersuchung erfolgt überwiegend von der Oberfläche 

aus. Ggf. werden hierzu Bodenschichten abgetragen oder 

Bodenproben entnommen. Im Falle eines Fundes werden die 

erforderlichen Bergungsarbeiten im Anschluss durchgeführt. Hierzu 

kann ggf. der Einsatz von Fahrzeugen erforderlich sein. 

 

Flächige Untersuchung mit Großgeräten inkl. Bodenabtrag: In 

ausgewählten Bereichen wird der humose Oberboden mittels eines 

Kettenbaggers abgetragen und zwischengelagert. Die 

darunterliegende Bodenschicht wird bis auf das archäologische 

Niveau abgetragen. Dieses Bodenmaterial wird auf dem oberen 

mineralischen Horizont gelagert. Liegen die archäologischen 

Schichten deutlich tiefer, werden lediglich einzelne kleinflächige 

Untersuchungsfelder angelegt. Das Untersuchungsfeld wird anhand 

der ursprünglichen Anordnung der Bodenschichten wieder verfüllt. Im 

Falle eines Fundes werden die erforderlichen Bergungsarbeiten im 

Anschluss durchgeführt. Auch hierbei kann ggf. der Einsatz von 

Fahrzeugen erforderlich sein. 

 

Suchlöcher: Auf ausgewählten Flächen werden in einem Raster 

entsprechende Reihen, sog. Suchlöcher, angelegt. Hierbei wird 

händisch zunächst der mineralische Boden abgetragen und 

entsprechend der gängigen Standards seitlich gelagert. Anschließend 

wird das Erdmaterial ausgehoben und gesiebt, um Kleinstfunde zu 

ermitteln. 

 

Allgemeine Informationen 

 

Alle Arbeiten werden unter Berücksichtigung der aktuell gültigen 

Bodenschutzbestimmungen vorgenommen. Gleichzeitig werden diese 

von einem Bodenkundler begleitet. 
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Für die Durchführung der vorgenannten Untersuchungen kann es 

punktuell erforderlich sein, Rückschnitte von Bewuchs vorzunehmen. 

Rückschnittarbeiten werden von uns stets nur in dem unbedingt 

erforderlichen Umfang durchgeführt. 

 

Zum Erreichen der Untersuchungspunkte (in der Regel durch 

Erkundungstrupps und Raupenfahrzeuge) werden Zuwegungen zu 

diesen notwendig. Es werden hierzu überwiegend öffentliche Straßen 

befahren und nur auf möglichst kurzen Strecken land- und 

forstwirtschaftliche oder ggf. auch private Wege genutzt, die ggf. 

temporär ertüchtigt werden müssen. Die Anfahrt erfolgt entsprechend 

der Bodenbeschaffenheit. Gegebenenfalls wird die Zuwegung zu den 

Untersuchungspunkten abseits befestigter Wege mit einer temporären 

Baustraße (z.B. Auslegung von Stahlplatten) hergestellt.  

 

Mit den Arbeiten haben wir verschiedene Dienstleister beauftragt. Sie 

wurden von uns angewiesen, das Recht zum Betreten von 

Grundstücken äußerst schonend auszuüben. Im Zuge der Arbeiten 

verursachte Flur- und Aufwuchsschäden werden von unseren 

Dienstleistern in Abstimmung mit den Eigentümern/Bewirtschaftern 

aufgenommen. Wir werden diese sodann entsprechend der 

gesetzlichen Vorgaben in § 44 Abs. 3 EnWG entschädigen. 

Mindestens 14 Tage vor Durchführung der Maßnahmen werden 

Eigentümer und ggf. Nutzungsberechtigte über den genauen Termin 

der Baugrunduntersuchung und oder Kampfmittelerkundung auf den 

betroffenen Flurstücken durch die beauftragte Firma noch einmal 

individuell informiert. 

 

Eine Inanspruchnahme der Flurstücke erfolgt nur im Rahmen der 

oben beschriebenen Vorarbeiten und auf Grundlage des § 44 EnWG. 

Gemäß Absatz 1 müssen Eigentümer und sonstige 

Nutzungsberechtigte diese Arbeiten dulden, da sie zur Vorbereitung 

der Planung dienen und hiermit ordnungsgemäß angekündigt werden. 

 

Bei allen Vorarbeiten im Bereich der zukünftigen Trasse setzen wir 

höchste Standards für den Schutz von Mensch und Umwelt. Die 

Belange von Umwelt, Natur und Landschaft nehmen wir dabei sehr 

ernst und halten uns streng an die gesetzlichen Vorgaben. Wir 

versuchen zudem die temporäre Störung der Wohn- und 

Erholungsfunktionen während der Erkundungsphase durch 

vorausschauende Planung, Absprachen mit Behörden und 

Betroffenen sowie den Einsatz schonender Technologien so gering 

wie möglich zu halten. 

 

Die genannten Vorarbeiten stellen keinerlei Vorentscheidung für das 

geplante Vorhaben dar. Sie dienen lediglich der fachgerechten 

Erstellung der Antragsunterlagen. Wir werden das Vorhaben darüber 

hinaus frühzeitig und umfassend kommunikativ begleiten. 

 

Wir bedanken uns vorab bei allen betroffenen Eigentümern und 

sonstigen Nutzungsberechtigten für Ihr Verständnis. 

 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung: 

 

EQOS Energie 

Telefon: 0173-7292417 

E-Mail: Amprion-KorridorB-Sued@eqos-energie.com 
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Flurstücke betroffen durch die Vorarbeiten 
 
Gemarkung: Borghorst 

Flur 029 

Flurstücke: 347 

Flur 030 

Flurstücke: 98 

Flur 031 

Flurstücke: 11, 154, 223, 24, 4, 47, 52, 57 

Flur 032 

Flurstücke: 191, 240, 255, 258, 41, 67, 68, 91 

Flur 033 

Flurstücke: 100, 155, 156, 44, 99 

Flur 034 

Flurstücke: 112, 116, 121, 25, 47, 50, 51, 70, 71 

 

 

 

Flurstücke betroffen als Zuwegungen 
 
Gemarkung: Borghorst 

Flur 029 

Flurstücke: 347, 403 

Flur 030 

Flurstücke: 100, 101, 98, 99 

Flur 031 

Flurstücke: 11, 135, 151, 154, 155, 221, 223, 24, 242, 243, 244, 25, 4, 

47, 5, 52, 57, 8, 9 

Flur 032 

Flurstücke: 157, 190, 191, 206, 207, 240, 249, 255, 258, 41, 67, 68, 

76, 83, 91 

Flur 033 

Flurstücke: 100, 154, 155, 156, 176, 225, 44, 99 

Flur 034 

Flurstücke: 112, 116, 121, 2, 25, 46, 47, 50, 51, 52, 53, 70, 71, 72, 75, 

98 

Flur 044 

Flurstücke: 28, 29 
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Bekanntmachung 

 

Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 
 

Bezirksregierung Münster 48653 Coesfeld, 24.01.2025 

- Flurbereinigungsbehörde - Leisweg 12 

 Tel. 0251/411-0 
 
Flurbereinigung Darfeld 
Az. 4 08 01 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte 

 
Mit Beschluss vom 09.12.2008 wurde das Flurbereinigungsverfahren Darfeld angeordnet und das 
Flurbereinigungsgebiet festgestellt. Dieser Beschluss wurde mit der Aufforderung zur Anmeldung 
unbekannter Rechte nach § 14 Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 16. 03. 1976 (BGBl. I S. 546) in der derzeit gültigen Fassung, öffentlich 
bekannt gemacht. Für die mit dem 2. bis 4. Änderungsbeschluss zugezogenen Grundstücke wurde 
die Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte ebenfalls bereits öffentlich bekannt gemacht. 
 
Mit dem 5. Änderungsbeschluss vom 31.01.2019, dem 6. Änderungsbeschluss vom 20.04.2021 
sowie dem 8. Änderungsbeschluss vom 04.11.2024 wurden die Grundstücke  
 
Gemeinde Rosendahl 
 
Gemarkung Darfeld  
  
Flur 22  Flurstücke 7, 8 
Flur 5  Flurstücke 254 
Flur 6  Flurstücke 116, 118, 120, 122, 124, 126 
 
 
Gemeinde Laer 
 
Gemarkung Laer  
Flur 4   Flurstück  48   (nach Teilung heute Flurstücke 73 u. 74) 
 
zum Flurbereinigungsverfahren Darfeld zugezogen und die Flurbereinigung für diese Grundstücke 
angeordnet (§ 8 FlurbG). 
 
Eine öffentliche Bekanntmachung der vorgenannten Änderungsbeschlüsse ist bisher nicht erfolgt. 
Die erforderliche Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Rechte für die mit den 
Änderungsbeschlüssen zugezogenen Grundstücke wird hiermit nachgeholt. 
 
Gemäß § 14 Abs. 1 FlurbG werden die Beteiligten aufgefordert, Rechte an den oben genannten 
Grundstücken, die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Beteiligung an dem 
Flurbereinigungsverfahren berechtigen, innerhalb einer Frist von drei Monaten nach erfolgter 
öffentlichen Bekanntmachung dieser Aufforderung bei der  
 

Bezirksregierung Münster, Dezernat 33, 48128 Münster 
 
oder zur Niederschrift bei der  
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Bezirksregierung Münster, Dezernat 33, Leisweg 12, 48653 Coesfeld 

 
anzumelden. 
 
Zu diesen Rechten gehören z.B. nicht eingetragene dingliche Rechte an Grundstücken oder 
Rechte an solchen Rechten sowie persönliche Rechte, die zum Besitz oder zur Nutzung von 
Grundstücken berechtigen oder die Nutzung von Grundstücken beschränken. 
 
Auf Verlangen der Flurbereinigungsbehörde hat der Anmeldende sein Recht innerhalb einer von 
der Flurbereinigungsbehörde zu setzenden Frist nachzuweisen. 
 
Nach fruchtlosem Ablauf der Frist besteht kein Anspruch auf Beteiligung. Werden Rechte erst nach 
Ablauf der bezeichneten Frist angemeldet oder nachgewiesen, so kann die 
Flurbereinigungsbehörde die bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gemäß § 14 Abs. 2 
FlurbG gelten lassen. 
 
Der Inhaber eines der bezeichneten Rechte muss nach § 14 Abs. 3 FlurbG die Wirkung eines vor 
der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte 
demgegenüber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden 
ist. 
 
Im Auftrag 
 
gez.      (LS) 
 
Hartmann 
 
Hinweis zum Datenschutz: 

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Bezirksregierung Münster erfolgt auf der Grundlage der gesetzlichen 

Bestimmungen. Informationen zum Datenschutz erhalten Sie hier: 

Dez. 33: https://www.brms.nrw.de/de/datenschutz/33/index.html 

 
 

 

https://www.brms.nrw.de/de/datenschutz/33/index.html

